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nhalt: zeitig die Veranlaſſung zur Einleitung jener Schritte, welche eine Reform 

Der Ausgleich zwiſchen der Stadtgemeinde Leoben und den Beſitzern des Gemeinweſens bezweckten 0 2 6 
des bürgerlichen Factorievermögens. Von Dr. Moriz Caſpaar. Die ungünſtige Lage der Eiſeninduſtrie, welche dem Factoriever⸗ 
(Fortſetzung.) mögen kaum ſo viel Ertrag brachte, als der Gemeindehaushalt Zuſchüſſe 
Mittheilungen aus der Praxis: verlangte, die ſchwierige Situation, in welche viele beantheilte Bürger 
Zur Auslegung des Begriffes einer Schulſtiftung. durch den Entfall der früheren regelmäßigen Vertheilungen der Ertrags⸗ 
Literatur. überſchüſſe des Factorievermögens gelangten, mußte die Gegenſätze noch 
Geſetze und Verordnungen. verſchärfen, da man in dem Bedarfe der Commune die Beranlaſſung für 
Perſonalien. den Entfall dieſer früher regelmäßigen Einnahmen erblickte. Es war daher 
Erledigungen. | das Ergebniß der Wahlen ſowohl im Jahre 1876 als im Jahre 1879 ein 
— — — — = a ſtreng excluſives und damit auch vorläufig eine Beilegung jener Schwierig⸗ 


keit, welche dem Zuſtandekommen eines Ausgleiches aus der excluſiven 


Der Ausgleich zwiſchen der Stadtgemeinde Leoben und Zuſammenſetzung des Gemeindeausſchuſſes erwachſen mußte, nicht abzuſehen. 
Es war vielmehr zu erwarten, daß, ſo lange jene Excluſivität in der 


den Beſitzern des bürgerlichen Factorievermögens. Gemeindevertretung aufrecht erhalten würde, jeder Ausgleichsverſuch an 
Von Dr. Moriz Caſpaar. dem § 40 der Gemeindeordnung ſcheitern müßte. 
(eng Dieſe Schwierigkeiten blieben aber nicht die einzigen. Die Verwal⸗ 
5 tung des Factorievermögens war nach dem Normale von 1813 geordnet, 
Kehren wir nun nach dieſer Ausführung zurück zur Darſtellung welche Vorſchrift, für ihre Zeit ein unbedingt vorzügliches Elaborat, 
des weiteren Verlaufes des Communallebens in Leoben. doch im Laufe der Jahre viele Lücken aufweiſen mußte und den Be⸗ 
Der im Jahre 1875 allerdings reſultatlos eingeleitete Ausgleich dürfniſſen der Verwaltung eines modernen Induſtrieunternehmens nicht 
entſprach einem nahezu allgemeinen Bedürfniſſe, und es wurde auch der | mehr entſprach. Dieſe Unzulänglichkeit in Verbindung mit dem Entfalle 
Gedanke an eine endliche Durchführung des Ansgleiches nicht wieder der nach dem Normole vorgeſchriebenen Staatsaufſicht machen es begreif⸗ 
fallen gelaſſen. lich, daß die Verwaltung des Factorievermögens endlich nicht den 
In dem engeren Kreiſe der beantheilten Beſitzer hat allerdings modernen Anforderungen entſprach, und daß jene Vorſchriften, welche 
der geſcheiterte Verſuch, die Frage zur Löſung zu bringen, beſonders da die heutige commercielle Geſchäftsführung bietet, nicht beachtet wurden, 
die geſtellten Propoſitionen mit Rückſicht auf die zunehmend ſchwierige | daß daher der Wunſch nach einer überfichtlicheren Gebahrung, als ſie das 
Lage der Eiſeninduſtrie günſtig erſcheinen mußten, eine Reaction gegen Normale ermöglichte, ſich geltend machte, um ſo klaren Einblick in die 
jene Beſtrebungen hervorgerufen, welche ſich als die Vertretung der Ge- Lage des Geſchäftes zu erlangen. Die Sorge um die Gebahrung mit 
meindeintereſſen im engeren Sinne bezeichnen laſſen. Das Monopol der dieſem Vermögen war nicht nur in der demſelben obliegenden Verpflich⸗ 
Hauszinsſteuerträger bei den Gemeindewahlen kam zu unbeſchränkter Aus⸗ tung, die Gemeindelaſten zu tragen, gerechtfertigt, ſondern es war auch jene 
nützung; der unbeantheilten Wählerſchaft wurde es zum Vorwurfe ge⸗ gleiche Vertretung in Gemeinde und Wirthſchaftsamt die Veranlaſſung, 
macht, daß ſie keine Gemeindeſteuer leiſte und dennoch mitreden wolle, daß Zahlungen an die Gemeinde geleiſtet wurden, welche in Ermang⸗ 
und dieſe Anſchauungen erreichten ihren Gipfelpunkt in einigen Flug⸗ lang eines Ertrages dem Stammvermögen der Factoriecaſſe entnommen 
ſchriften, welche ganz im Gegenſatze zu den früheren maßvollen Veröffent⸗ | werden mußten. 
lichungen das erwähnte Verhältniß im Parteiintereſſe ausnützten. Gleich⸗ Dieſer ſcheinbar in Widerſpruch zu den Intereſſen der beantheilten 
zeitig wurde der privatrechtliche Charakter des Factorievermögens in den Bürger ſtehende Vorgang hatte darin ſeine Urſache, daß die Gemeindevertre⸗ 
Vordergrund geſchoben und die Rechte der Gemeinde auf die Gutmüthig⸗ tung die Ausſchreibung von Umlagen vermeiden oder wenigſtens mög⸗ 
keit der hausgeſeſſenen Bürger, welche durch Jahrzehnte für andere ohne lichſt hinausſchieben wollte, um nicht der gerechtfertigten Forderung ent⸗ 
Verpflichtung die Gemeindeauslagen beſtritten hätten, zurückgeführt. Diefe | gegentreten zu müſſen, daß den ſteuerzahlenden nicht beantheilten Gemeinde⸗ 
Parteiſchriften blieben nicht ohne Erwiderung und der Zwieſpalt in gliedern auch eine Vertretung in dem Gemeindeausſchuſſe eingeräumt 
der Gemeinde wurde durch dieſe einſeitige Auffaſſung der das Gemeinweſen | werden ſolle. So lange keine Steuer eingehoben wurde, konnten die bürger⸗ 
ſo innig berührenden Verhältniſſe immer größer. Die excluſive Ausnützung lichen Hausbeſitzer mit mehr Gewicht die Verwaltung der Gemeinde 
des Wahlmonopoles, welche viele Elemente, die naturgemäß berufen für ſich allein beanſpruchen. 
waren, für die Gemeinde zu wirken, von dieſer Thätigkeit ausſchloß, Es machte ſich bei den obwaltenden Umſtänden unter einer Minder⸗ 
hatte wieder für die Communalverwaltung ſelbſt ungünſtige Folgen, und zahl bürgerlicher Hausbeſitzer ſelbſt das Bedürfniß geltend, die Verwal⸗ 
fo wurde jenes Mittel, welches von Seite der engeren Bürgerſchaft als tung des Factorievermögens den Zeitoerhältniſſen entſprechend umzuge⸗ 
Nothwehr zur Wahrung der eigenen Intereſſen angewendet ward, gleich⸗ ſtalten und mit jener Sicherheit auszuſtatten, welche die Rückſicht auf 
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den Zweck des Vermögens gebot. Aber auch die Wiedereinführung der Bruch mit dem bisherigen Syſteme der ausſchließlichen Vertretung durch 
in Vergeſſenheit gerathenen Controlmaßregeln ſtellte ſich als nothwendig betheiligte Hausbeſitzer. Auch die Zuſammenſetzung des neuen Wirth- 
heraus; es war das Amt der Reviſoren, welches nach dem Normale ſchaftsausſchuſſes berechtigte zur Hoffnung auf eine Förderung des Aus⸗ 
von zwei außerhalb des Ausſchuſſes ſtehenden beantheilten Bürgern zu gleiches, durch die Zuſammenſetzung der Gemeindevertretung gelangten 
verſehen war, endlich die Staatsaufſicht, die als nothwendige Garantien auch nicht beantheilte Gemeindeglieder in den Wirthſchaftsausſchuß. Als 
einer zweckentſprechenden Gebahrung vorerſt angeſtrebt wurden. Es iſt | erite und wichtigſte Aufgabe war dieſen Factoren die Ausgleichsfrage 
ein charakteriſtiſches Kennzeichen der über die Natur des Factorievermögens | geſtellt, und es ift dem vereinten Bemühen derſelben auch gelungen, 
herrſchenden Anſchauung, daß von Seite des Wirthſchaftsausſchuſſes gegen | diefe Schwierige und durch Jahre wiederholt vergeblich eingeleitete Action 
die Wiedereinführung der nach dem Normale vorgeſchriebenen Staats- glücklich zu Ende zu bringen. Allerdings war dies nur möglich dadurch, 
aufficht — allerdings erfolglos — recurrirt wurde. Mit den Beſtrebungen, daß von beiden Seiten mit gutem Willen an der Sache gearbeitet wurde, 
die Verwaltung des Factorievermögens zeitgemäß zu geſtalten, ging insbeſondere auch daß jene Bedenken, welche von Seite der ſtricten 
Hand in Hand auch die Tendenz, die Gemeindeverwaltung, welche unter Wahrung der Gemeindeintereſſen geltend gemacht werden konnten, aus 
dem Einfluſſe der eigens gearteten Zuſtände in einzelnen Punkten der Rückſicht auf das allgemein zum Ausdrucke gelangende Streben, möglichſt 
Gemeindeordnung nicht in voller Uebereinſtimmung mit den Geſetzes⸗ bald einen Ausgleich zu Stande zu bringen, unterdrückt wurden. 
vorſchriften vorging, zu einer von Localverhältniſſen abſehenden ſtricten Der Ausgleichsvertrag wurde am 15. November 1883 von der 
Geſetzesanwendung zu veranlaſſen. Eine acute Wendung erlitt die Situa- Stadtvertretung, am 16. November 1883 von dem Wirthſchaftsaus⸗ 
tion dadurch, daß endlich in Folge der dauernd ſchlechten Lage des ſchuſſe in Leoben als Vertreter des ſogenannten bürgerlichen Factorie⸗ 
Eiſenmarktes das Wirthſchaftsamt, bezw. die Vertretung des Factoriever⸗ vermögens angenommen. Von Seite der Gemeinde gelangte ſodann der 
mögens die Zahlungen an die Gemeinde einſtellte, und dieſe daher Vertrag nach der Abſtimmung der Gemeindeglieder zur Vorlage an 
genöthigt war, zur Ausſchreibung von Umlagen zu ſchreiten; gleichzeitig die Bezirksvertretung, welche denſelben ohne Aenderung beſtätigte. Nach⸗ 
wurde auch zur Beſtreitung des bereits gemachten, im kurzen Wege dem kein Recurs gegen dieſen Beſchluß eingebracht wurde, war der 
gedeckten Bedarfes ein Anlehen aufgenommen. Ueber die Form der Aus⸗ Ausgleich für die Gemeinde perfect. Umſtändlicher war die Conſtituirung 
ſchreibung, über die Frage, ob dies ohne Vorlage einer genauen Bilanz des Leobner Wirthſchaftsvereines als Rechtsnachfolger des Wirthſchafts⸗ 
des Factorievermögens als Erſtverpflichteten zur Tragung des Gemeinde- ausſchuſſes, da vorerſt durch die betheiligten Miniſterien die Aufhebung 
bedarfes zuläſſig ſei, entſpann ſich nun ein neuer Streit, der unſerer des Normales verfügt werden mußte, weiters auch die beſonderen Ver⸗ 
Anſchauung nach weniger im Sinne des ſormellen Rechtes, ſondern hältniſſe des Factorievermögens und des zu bildenden Vereines die 
mehr unter Berückſichtigung des thatſächlichen Bedarfes der Gemeinde von Vorlage des neuen Statutes an die Vereinscommiſſion nöthig machte. 
dem Landesausſchuſſe und ebenſo von dem Verwaltungsgerichtshofe dahin Nach der Vornahme der aufgetragenen Aenderungen wurde ſodann das 
entſchieden wurde, daß die Ausſchreibung der Umlagen ſtattzufinden habe. Statut durch die k. k. Statthalterei Graz auf Grund des Vereinsgeſetzes 
Es wurde damit der wenigſtens theilweiſe öffentlichrechtlichen vom Jahre 1852 genehmigt. Der Inhalt des Ausgleichsvertrages läßt 
Natur des Factorievermögens nicht völlig Rechnung getragen, vielmehr ſich kurz folgend darſtellen. 
die Beitragspflicht des Factorievermögens als eine rein privatrechtliche Die Stadtgemeinde Leoben anerkennt das unbeſchränkte Eigenthum 
Verpflichtung hingeſtellt. Mit der Einhebung einer Gemeindeumlage war des Wirthſchaſtsausſchuſſes als Vertreter der beantheilten Bürger an 
nun begreiflicher Weiſe das Intereſſe der Steuerträger lebhaft berührt, dem Factorievermögen, als deſſen Rechtsnachfolger den Leobner Wirth⸗ 
und waren alle Kreiſe der Gemeindeglieder für eine Theilnahme an dem ſchaftsverein und verzichtet auf alle ihr aus dem Vermögen, beziehungs⸗ 
communalen Leben in gleicher Weiſe intereſſirt. Wir können auch heute weiſe deſſen Erträgniſſe zuſtehenden Rechte. Dagegegen leiſtet der bürger⸗ 
die Bemerkung nicht unterdrücken, daß die Entſcheidung des Laudesaus- liche Wirthſchaftsausſchuß, beziehungsweiſe der Wirthſchaftsverein an die 
ſchuſſes, nach welcher die Erklärung der Verpflichteten, nicht zahlen zu Stadtgemeinde Leoben als Abfertigung für die der letzteren zuſtehenden 
können, für die Begründung der Umlagenausſchreibung genügte, bei der Rechte incluſive der Ueberlaſſung des ſogenannten Bürgerwaldes an 
Doppelſtellung der Gemeindevertreter für die Zukunft von weitgehenden den Leobner Wirthſchaftsverein ein Abfertigungscapital von 726.855 fl. 
Folgen fein konnte. Es wäre hiedurch der Verwaltung des Factorie- 88 kr. Dieſer Abfertigungsbetrag entfpricht der Capitaliſirung (zu 5%) 
vermögens die Möglichkeit geboten geweſen, durch eine Verſchiebung der der von der Stadt Leoben zuletzt begonnenen Nutznießungen (ohne den 
Auslagen die Bilanzen einzelner Jahre ungünſtiger zu geſtalten, in Holzbezug aus dem Bürgerwalde ca. 36.516 fl.) und wird geleiſtet 
anderen Jahren dagegen ein Superplus zu erzielen, welches ſodann zur durch Ueberlaſſung von Realitäten im Schätzungsbetrage per 281.000 fl., 
Vertheilung gelangen konnte. Nachdem von einer Rückzahlung der Um⸗ während der Reſt in Baarem ausbezahlt wird. 
lagen an die Steuerträger nicht die Rede ſein konnte, mußte die Wahrung Die Beſitzer des nunmehr von der Verpflichtung gegen die Stadt⸗ 
der Gemeindeintereſſen jedenfalls verlangen, daß die Zahlungsunfähigkeit gemeinde entlaſteten Vermögens conſtituiren ſich als „Leobner Wirth- 
des Factorievermögens nicht blos durch eine einſeitige Aeußerung der ſchaftsverein“, welcher an Stelle des Wirthſchaftsausſchuſſes in die 
in einer Doppelſtellung befindlichen Vertreter des Factorievermögens und | Verwaltung des Factorievermögens tritt und den Eigenthümer des 
der Gemeinde, ſondern durch eine correcte Rechnung erbracht werde; dies, Vermögens darſtellt. Die für uns wichtigſten Punkte der Statuten des 
keineswegs aber eine Abwendung der nothwendigen Umlagen, war der Leobner Wirthſchaftsvereines find folgende: 
beabſichtigte Zweck der von einer Reihe von Gemeindegenoſſen gegen Der Verein als ſolcher iſt Eigenthümer der Vermögensobjecte 
die Beſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes eingeleiteten Schritte. Dem für | des früher ſogenannten Factorievermögens, insbeſondere der Radwerke in 
die Gemeinde ungünſtigen Einfluſſe der Entſcheidung des Landesausſchuſſes [Vordernberg; die jeweiligen Eigenthümer der bisher beantheilten 152 
wirkte entgegen die Wiedereinführung der Staatsaufſicht über des Fac⸗ Häuſer ſind ſchon aus dem Titel dieſes Eigenthumes Mitglieder des 
torievermögen und die Beſtellung der Reviſoren, welch’ letztere die Ver⸗ | Vereines und haben als ſolche nur ein Recht auf einen Theil des 
aulaſſung einer Reihe von Reformen in der Verwaltung des Factorie⸗ Vermögenserträgniſſes; die Vertheilung geſchieht nach der bisher für 
vermögens war. Auch der Gemeindeverwaltung war von Seite des die Vertheilung der Ausbeute geltenden Norm — falls nicht eine Gene⸗ 
Landesausſchuſſes einige Auſmerkſamkeit gewidmet worden. Im nächſten ralverſammlung ſämmtlicher betheiligter Beſitzer einſtimmig eine Ab⸗ 
Jahre waren in Folge der beſſeren Conjunctur des Eiſenmarktes die änderung beſchließt. Die Antheile find mit dem Hausbeſitze untrennbar 
Zahlungen des Wirthſchaftsamtes an die Gemeinde wieder aufgenommen verbunden. Die Verwaltung geſchieht ähnlich wie bisher, jedoch find 
worden. der Generalverſammlung eine Reihe von Angelegenheiten vorbehalten; 
Es iſt begreiflich, daß unter ſolchen Umſtänden die Thätigkeit jedes beantheilte Haus repräſentirt eine Stimme; mehrere Beſitzer eines 
jener Männer, welche ſich die endliche Löſung der beſtehenden Schwie- Hauſes haben nur eine Stimme, dagegen hat ein Beſitzer mehrerer 
rigkeiten zum Ziele ihrer Thätigkeit gewählt hatten, an Einfluß gewinnen, beantheilter Häuſer ſo viele Stimmen als er Antheile, beziehungsweiſe 
und daß endlich unter allen Betheiligten der Wunſch nach einer Aus- Häuſer beſitzt. Als wichtigſten Punkt müſſen wir jene Beſtimmung 
tragung der ſchwebenden Fragen die Majorität erlangen mußte. Das bezeichnen, nach welcher eine Auflöſung des Vereines nur dann zuläſſig 
Ziel wurde erreicht im Herbſte des Jahres 1882 durch das Reſultat | ift, wenn ſich mindeſtens 125 Stimmen in einer Generalverſammlung 
der Wahlen für die Gemeindevertretung und den bürgerlichen Wirth⸗ dafür entſcheiden. l 2 
ſchaftsausſchuß. Der Ausfall dieſer Wahlen brachte der Gemeinde Es wird daher eine Minorität von 27 Stimmen in der Lage 
einen aus allen Kreiſen zuſammengeſetzten Gemeindeausſchuß, alſo den ſein, die Liquidation des Vereines dauernd zu verhindern. Zur Ver⸗ 
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äußerung unbeweglichen Eigenthums iſt eine °/,-Majorität der in einer 
Generalverſammlung abgegebenen Stimmen erforderlich, dagegen ift die 
Zuſtimmung von 125 Stimmen erforderlich, wenn es ſich um den Ver⸗ 
kauf der Radwerke in Vordernberg handeln ſollte Für die Theilung 
des Vermögens im Falle der Liquidation gilt derſelbe Maßſtab wie für 
die bisherige Ausbeutevertheilung. Für eine Aenderung dieſes Maßſtabes 
iſt Einſtimmigkeit der Vereinsmitglieder nöthig. N 

Das ſind im Kurzen die wichtigſten Punkte der Statuten des Leobner 
Wirthſchaftsvereines, die ſich im Uebrigen den Statuten einer Erwerbs⸗ 
geſellſchaſt ähnlich ſtellen. 

Nach der Durchführung des Ausgleiches iſt das Factorievermögen 
thatſächlich ein Privatvermögen der Betheiligten, und haben nur jene 
Beſtimmungen des Statutes hier weſentliches Intereſſe, welche die 
Verbindung der Vermögensantheile mit einem Beſitze in der Stadt 
Leoben ſichern. Durch ſeine Loslöſung von öffentlichen Intereſſen verliert 
das Vermögen des Wirthſchaftsvereines feinen bisherigen Charakter. 
Es wird einfach Sache finanzieller Calculation der Majorität ſein, 
ob ſie an dem heutigen Realvermögen feſthalten will, oder ob ſie ſich 
aus der anderweitigen Verwendung des aus dem Verkaufe zu erhoffenden 


Erlöſes eine günſtige Chance erwartet. Es wird daher von den Umſtänden märkiſchen Landesausſchuſſes verfügt. 


abhängen, ob das bisherige Factorievermögen dauernd mit der Stadt 
Leoben verbunden bleibt. 
(Schluß folgt.) 
Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Auslegung des Begriffes einer Schulſtiftung. 


Karl von Pr. hatte in ſeinem Teſtamente vom 11. October 1845 
„zur beſſeren Dotirung der Schullehrer in Kr. und St., und zwar für jeden 
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Zwecke mit beſſeren Bezügen auszuſtatten, um für dieſelben tüchtigere 
Lehrkräfte zu gewinnen und auf dieſe Weiſe den Unterricht in Kr. 
und St. zu heben, ja vielleicht, die Acten geben hierüber keinen Auf⸗ 
ſchluß, auch nur die Intention, dieſen Lehrſtellen dadurch die geſetzliche 
Congrua zu verſchaffen. Jedenfalls bezielte die Stiftung ſonach nie 
humanitäre, ſondern Unterrichtszwecke, wie ſich ſchon daraus ergibt, daß 
die Verleihung der Stiftung an die Bedingung der Dürftigkeit des 
Stiftlings nicht geknüpft wurde. Mit Rückſicht hierauf wird die nach 
gepflogener Einvernehmung mit der Statthalterei in Graz erfloſſene Ent⸗ 
ſcheidung des k. k. Landesſchulrathes vom 22. November 1882, Z. 6919, 
mit welcher der Pr. ' ſchen Stiftung der Charakter einer Schulſtiftung 
aberkannt und dieſelbe unter die Tutel der politiſchen Behörden geſtellt 
wurde, behoben, die Stiftung als eine Schulſtiftung erklärt und der 
k. k. Landesſchulrath aufgefordert, über das Begehren des Landesausſchuſſes 
um Ausfolgung der Stiftung in deſſen Verwaltung das inſtanzmäßige 
Amt zu handeln.“ 

Im Grunde dieſer Entſcheidung wurde die bezirksſchulräthliche 
Entſcheidung vom Landesſchulrathe neuerdings behoben und die Weber- 
tragung des betreffenden Stiftungscapitals in die Verwaltung des ſteier⸗ 
H. v. M. 


Titeratur. 


Oscar Dietzſch, Die wichtigſten Nahrungsmittel und Getränke, 
deren Verunreinigungen und Verfälſchungen. Praktiſcher Wegweiſer zu 
deren Erkennung. Nebſt einem Anhange (Unterſuchungen hausräthlicher Gegen⸗ 
ſtände in Bezug auf geſundheitsſchädliche Stoffe). Vierte gänzlich umgearb eitete 
und vermehrte Auflage. Zürich, Orell, Füßli & Cie. 1884. 


Die Vermehrung der Conſumtion einer⸗, und der Concurrenz andererſeits, 


Ort 200 fl. C. M. beſtimmt, wovon die Zinſen einem jeden jeweiligen | weiters aber auch die das Maß des Buläffigen weit überſteigende Geldgier der 


Lehrer zur beſſeren Dotirung zufallen ſollen“. 
Das Recht zur Verwaltung dieſer Stiftung wurde ſowohl von 


bezüglichen Händler hat auf einem für die Staatsverwaltung allerwichtigſten 
Gebiete der öffentlichen Hygiene, auf jenem des Verkehrs mit den unentbehrlichſten 


den Ortsſchulräthen Kr. und St. als auch vom ſteierm. Landesausſchuſſe Nahrungsmitteln und 1 Uebelſtände gezeitigt, N Erkenntniß 5 
in Anſpruch genommen. Der Bezirksſchulrath von K. erkannte dasſelbe ſofortige Pflicht der unnachfichtigen Abftellung und Ahndung involvirt. Wie weit 
mit Entſcheidung vom 16. Juli 1876, 3. 140, im Sinne der §8 13 ſchon die auri sacra fames in dieſem Punkte geht, erſehen wir trefflich aus 
und 14 des ſteiermärkiſchen Schulaufſichtsgeſetzes vom 8. Februar 1869, obigem ungemein zeitgemäßen Werke, deſſen vi erte Auflage vor uns liegt und 
L G. Bl. Nr. 11, in welchen die Competenz des Ortsſchulrathes geregelt deſſen Juhalt das Erſcheinen derſelben vollauf erklärlich macht. Man muß es 
und demſelben insbeſondere die Verwaltung des Localſchulfondes und wohl als eine höchſt bedauerliche Signatur unſerer jo fortſchrittsſtolzen geit 
des vorhandenen Stiftungsvermögens übertragen iſt, den genannten Orts⸗ bezeichnen, daß Verunreinigungen und Verfälſchungen dieſer Art bereits mit jo 
ſchulräthen zu, während der Landesausſchuß ſeinen auf die Verwaltung raffinirter Künſtlichkeit bewirkt werden, daß nur die ſorgfältigſte Unterſuchung 
dieſes Stiftungscapitals erhobenen Anſpruch aufrecht hielt und damit be⸗ | des Fachmannes Neeſelben an Tag zu bringen vermag. Man braucht nur die 
gründete, daß dasſelbe widmungsgemäß als ein Zufluß des beſtandenen Artikel des Buches über: Milch, Wein, Mehl, Butter, Kaffee (Surrogate), Thee, 
Bezirksſchulfondes in K. im Sinne der Beſtimmungen der 88 53, It. b | Cacao, Gewürze (gemahlene) u. a. m. durchzugehen, um zu ſehen, wie weit man 
und 55 des Landesgeſetzes vom 4. Februar 1870, L. G. Bl. Nr. 15, ſchon gekommen iſt. Läßt ſich dem Buche tiefgehendes Intereſſe für jeden Ge⸗ 


zu verwalten geweſen wäre und daher auch nunmehr als ein abgeſon⸗ 
derter Beſtandtheil des ſteiermärkiſchen Landesfondes im Sinne des § 7 
des Landesgeſetzes vom 5. Juni 1876, L. G. Bl. Nr. 24, anzuſehen 
und zu verwalten ſei. 


Der zur Entſcheidung angerufene ſteiermärkiſche Landesſchulrath 
hob nach gepflogener Einvernehmung mit der ſteiermärkiſchen Statthalterei 
mit Erlaß vom 12. November 1882, 3. 6919, die oberwähnte bezirks⸗ 
ſchulräthliche Entſcheidung als incompetenter Weiſe erfloſſen auf, u. z. mit 
der Begründung, daß die Pr.'ſche Stiftung mit Rückſicht auf den Erlaß 
des Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 5. September 1872, 
3. 4244, — wonach als Schulſtiftungen nur ſolche zu gelten haben, 
welche im Intereſſe einer Schule, ſomit zur unmittelbaren Förderung 
des Unterrichtszweckes beſtehen, nicht hingegen alle Humanitäts⸗ oder anderen 
gemeinnützigen Stiftungen, deren Erträgniſſe Lehrern oder Schülern zu⸗ 
zuſallen haben — nicht als eine Schulſtiftung anzuſehen ſei, daher diesfalls 
zu einer Entſcheidung nicht die Schulbehörden, ſondern die Organe der 
inneren Verwaltung beruſen ſind. 

In Erledigung des gegen dieſe Entſcheidung von den Ortsſchul⸗ 
räthen Kr. und St ergriffenen Recurſes hat das k. k. Miniſterium für 
Cultus und Unterricht mit Erlaß vom 14. April 18-3, 3. 4450, Nach⸗ 
ſtehendes eröffnet: 

„Wenn Karl von Pr. in feinem Teſtamente zur beſſeren Dotirung 
der Lehrer in Kr. und St. je 200 fl. C. M. vermachte, jo lag dieſer Ver⸗ 
fügung offenbar die Abſicht zu Grunde, die dortigen Lehrerſtellen zu dem 


bildeten nicht abſprechen, ſo wird es für den Verwaltungsbeamten in den vielen 
Richtungen, welche ſeine diesfällige Ingerenz hervorrufen, zu einer lehrreichen 
Fundgrube von Fingerzeigen, deren er bedarf, um den Fälſcher der ſo heilſamen 
Ahndung zuführen und auch die unterſuchenden Chemiker controliren zu können. 
Und da iſt es nun lebhaft anzuerkennen, daß der Verfaſſer den Apparat der 
häufig ziemlich complicirten Unterſuchungsmethoden mit der erwünſchten Faßlichkeit 
darzulegen verſteht, und ſelbſt dem Laien in der Chemie ermöglicht, den Vorgang 
des Prüfenden in den Einzelphaſen verfolgen und auf ſeine Zweckdienlichkeit Ein⸗ 
fluß nehmen zu können, — was ſich als das hauptſächlichſte Obligo des Amts⸗ 
leiters eines jeden Sachverſtändigenbefundes darſtellt. Praktiſch erſprießlich iſt 
diesfalls das Capitel: „Verzeichniß und Bereitungsweiſe der Reagentien“, — ferner 
die Anhänge „über a) geſundheitsſchädliche Farben und b) Küchengeſchirre“. Wie 
gefahrdrohend das Uebel um ſich greift, beweiſen auch die als willkommene Bei⸗ 
lagen gebrachten Geſetze: Nr. I betreffend die öffentliche Geſundheitspflege und 
die Lebensmittelpolizei im Canton Zürich (vom 4. October 1876) und Nr. II 
betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegen⸗ 
ſtänden im Deutſchen Reich (vom 15. Mai 1879) — und die Bemerkung in der 
Vorrede dieſer Auflage, daß die beträchtlich vermehrte Bogenzahl davon herrührt, 
weil ſeit dem Erſcheinen der erſten drei Auflagen (1877 und 1878) faſt bei 
allen einzelnen Nahrungs- und Genußmitteln neue und ſchärfere Unterſuchungs⸗ 
methoden auftauchten, deren beſte nach eigener Prüfung mitaufgenommen wurden. 
Denn Gegengifte kommen erſt dann in Schwung, wenn die Zahl der Gifte erheb⸗ 
lich zunimmt. Nicht minder kann das Gros des Publicums aus dem Werke ler⸗ 
nen, wie es durch tadelnswerthe Fahrläſſigkeit, durch manche verfehlte Geſchmacks⸗ 
richtung oder Verwähnung der Fälſchung geradezu Vorſchub leiſtet. R. 


Dr. Joſeph Ulbrich, k. k. Profeſſor des öſterr. Staatsrechtes 
an der deutſchen Karl Ferdinands Univerſität zu Prag, Grundzüge 
des öſterr. Verwaltungsrechtes mit Berückſichtigung der Recht⸗ 
ſprechung des Verwaltungsgerichtshofes. (Aus der Handbibliothek des 
öſterreichiſchen Rechtes.) Prag bei F. Tempsky und Leipzig bei G. Freytag 1884. 

Es iſt kein Geringes, die erſte, ſelbſtſtändig ſyſtematiſche Bearbeitung 
einer Diseiplin wie das öſterreichiſche Verwaltungsrecht zu liefern, weil man 
ſich dem überreichen Material gegenüber nicht ſelten in arger Verlegenheit ſieht, 
die rechte Scheidungslinie zwiſchen dem Mehr⸗ oder Minder⸗Wichtigen zu ziehen 
und den Jünger dieſer keineswegs planen und leicht eingänglichen Wiſſenſchaft, 
für den obiges Handbuch in erſter Reihe beſtimmt iſt, nur mit den wahrhaft 
grundlegenden Hauptſätzen derſelben vertraut zu machen. Als Hauptzweck ſchwebte 
dem Verfaſſer — Zenge des Vorwortes — die Tendenz vor, bei jedem Inſtitute 
des Verwaltungsrechtes ſeine Bedeutung darzulegen, den Zuſammenhang mit der 
allgemeinen Verwaltungslehre feſtzuhalten, dabei aber doch mit Rückſicht auf die 


Rechtſprechung des Verwaltungsgerichtshofes wenigſtens anzudeuten, welche Fülle 


von Rechtskraft in den Verwaltungsgeſetzen gelegen iſt. Letztere Betonung billigen 
wir ganz beſonders in dem Anbetracht, daß auf unſeren juriſtiſchen Kathedern 
die Unterweiſung in den jog. ftriet eiviliſtiſchen Materien überwiegt, gegen 
welche jene in den Staatswiſſenſchaften zurücktritt, denen doch — wenigſtens 
unſeres ketzeriſchen Erachtens die Zukunft gehört. Dem Verwaltungsrechte 
gebührt da unzweifelhaft ein erſter Platz, und wenn wir die unvergleichlich reg⸗ 
ſamere Bewegung ſehen, welche gerade auf dieſem Gebiete in der deutſchen Litera⸗ 
tur der Neuzeit herrſcht, ſo wird man uns gewiß keiner Ueberſchätzung desſelben 
zeihen wollen. Um ſo mehr freut es uns aufrichtig, daß dem Verfaſſer ſeine Aufgabe, 
der er mit ſichtlicher Hingebung oblag, in mehrfacher Beziehung gelungen iſt, — 
Dank einer ſorgfältigen Methodik, welche vom Allgemeinen zum Beſondern um: 
ſichtig fortſchreitend den Leſer ohne Ueberladung oder Ermüdung in alles Wiſſens⸗ 
werthe einweiht und ſelbſt dem Praktiker inſofern von bleibendem Nutzen iſt, 
als er bei den einzelnen Verwaltungszweigen die maßgebendſten Axiome in nuce 


hervorgehoben findet, von denen der Verwaltungsgerichtshof ſich bei den einſchlä⸗ | 


gigen Entſcheidungen leiten ließ, ohne deren ganzen Wortlaut in der bewußten 
Sammlung erſt zu Rathe ziehen zu müſſen. R. 


Geſetze und Berordnungen. 
1883. II. Semeſter. 


Poſt⸗ und Telegraphen-Verordnungsblatt für das Verwaltungs⸗ 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 
Nr. 80. Ausgeg. am 7. Anguſt. 
Aenderungen im Fahrpoſt⸗Tarife „Italien“. H. M. Z. 26.502. 23. Juli. 
Aenderungen in den Fahrpoſt⸗Tarifen „Spanien“ und „Portugal“. H. M. 
Z. 26.793. 23. Juli. 
Errichtung eines Poſtamtes in Tymbark. H. M. Z. 25.904. 25. Juli. 


Errichtung eines Poſtamtes in Lejekov. H. M. Z. 26.291. 25. Juli. 
Verbot der Einfuhr von Schweinefleiſch und Würſten in Egypten. H. M. 
3. 27.113. 28. Juli. 
Nr. 81. Ausgeg, am 8. Auguſt. 


Aenderung des Verfahrens bei der Uebergabe der Fahrpoſtſendungen zwiſchen 
den Poſtämtern und Poſtconducteuren. H. M. Z. 21.707. 2. Auguſt. 
2. Ausgeg. am 10. Auguft. 
Auflaſſung des Poſtamtes in Katy. H. M. Z. 25.905. 25. Juli. 
Errichtung eines Poſtamtes zu Cerekwitz bei Horib. H. M. Z. 26.576. 
28. Juli. 
Errichtung eines Poſtamtes in Oberhofen. H. M. Z. 26.894. 28. Juli 
Aenderungen im Briefpoſt⸗Tarife. H. M. Z. 27.656. 31. Juli. 
Abänderungen und Ergänzungen zur Telegraphen⸗Tarif⸗Zuſammenſtellung 
H. M. Z. 26.163. 28. Juli. 
Nr. 83. Ausgeg. am 11. Auguſt. 
Aenderung des Verkehres der k. k. Bahnpoſten Nr. 43 und 44. H. M. 
3. 27.652. 1. Auguſt. 
Zuläſſigkeit aufgeklebter Adreſſen auf Correſpondenzkarten im öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen und im Verkehre mit Deutſchland. H. M. Z. 26.899. 30. Juli. 
Nr. 84. Ausgeg. am 18. Auguſt. 
Behandlung von Nachnahmeſendungen mit lebenden Thieren im Wechſel⸗ 
verkehre mit Deutſchland. H. M. Z. 23.792. 1. Auguſt. 
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Nr. 85. Ausgeg. am 20. Auguſt. 

Ermächtigung des königl. ungariſchen Aerarial⸗Poſtamtes in Homonna zur 
Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von Nachnahme⸗ 
ſendungen bis 500 fl. H. M. Z. 28.638. 7. Auguſt. 

Aenderung im Briefpoſt⸗Tarife. H. M. Z. 23.765. 7. Auguſt. 

Einhebung der Vervielfältigungs⸗Gebühren bei dringenden Telegrammen 
mit mehreren Adreſſen. H. M. Z. 20.511. 8. Auguſt. 

Nr. 86. Ausgeg. am 22. Auguſt. 

Stempelpflicht der kaufmänniſchen Geſchäftsberichte, dann der Ankündigungs⸗ 
und Anzeigeblätter. H. M. Z. 23.439. 4. Auguſt. 

Behandlung der Nachnahme-Poſtanweiſungen zu Nachnahmeſendungen aus 
Deutſchland nach Oeſterreich. H. M. Z. 28.517. 12. Anguft. 

Ermächtigung des königl. ungariſchen Aerarial⸗Poſtamtes in Medgyes 
(Mediaſch) zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und 
von Nachnahmeſendungen bis 500 fl. H. M. Z. 29.471. 11. Auguſt. 

Verbot der Einfuhr von Baumwolle und abgetragenen Kleidern egyptiſcher 


Provenienz in die Schweiz. H. M. Z. 29.329. 16. Auguſt. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Oberfinauzrathe und Finanzbezirksdirector in 
Przemysl Johann Schneider anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte 


Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 


Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter Joſeph Telſer in Klagen⸗ 
furt anläßlich deſſen Penſtonirung taxfrei den Titel eines kaiſ. Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter Alois Zimmer in Karlsbad 
anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel eines kaiſ. Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem beim k. und k. Generalconſulate in Genua 
zugetheilten Viceconſul Alexander Mayereſäk, ſowie dem bei der k. und k. 
Geſandtſchaft in Tokio verwendeten Titular⸗Legationsſecretär Heinrich von Sie⸗ 
bold das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Rechnungsrathes 
bekleideten penſtonirten Rechnungsrevidenten der Finanz⸗Landesdirectiou in Lem⸗ 
berg Ignaz Machnicki das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtaſſiſtenten Marian von Moinkowski 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Hermann Schultze zum unbe⸗ 
ſoldeten Couſul iu. Iquique und den Handelsmann Edgar Colsman zum unbe⸗ 
ſoldeten Conſul in Tacna⸗Arica ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Heinrich Selner und den Bezirkscommiſſär Franz Vin⸗ 
cens zu Bezirkshauptmännern in Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
in dieſem Miniſterium in Verwendung ſtehenden Beamten, und zwar den mit 
Titel und Charakter eines Statthaltereiſecretärs bekleideten ärztlichen Statthalteret- 
concipiſten Med. und Chir. Dr. Anton Ullmann, den Polizeicommiſſär Theodor 
Schwarz, dann die Bezirkscommiſſäre Adolph Prinzen von Thurn und Taxis, 
Camill Nazovsky, Eduard Swoboda Edlen von Fernow, Dr. Leopold 
Preleuthner und Lothar Grafen Hohenwart zu Minifterial-Vicefecretären 
im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Hilfsämter⸗Directionsadjuncten der Finanz⸗ 
procuratur in Lemberg Leo Kowalski zum Hilfsämterdirector der gedachten 
Procuratur ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Bezirks⸗Poſtcommiſſär Julius von Sölder 
zu Prakenſtein zum Oberpoſtverwalter in Trient ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bergmeiſter Romuald Illes in Idria zum 
Caſſier der dortigen Bergdirection ernannt. 


Erledigungen. 


Verſatzamtsbeanitenſtellen: 1 Vicedirector mit 2000 fl. Gehalt und Natu⸗ 
ralquartier; 1 Liquidator mit 1600 fl. Gehalt und Naturalquaxtier; 4 Caſſiere 
dritter Claſſe mit je 1200 fl. Gehalt und 360 fl. Quarkiergeld; 5 Pfänderverwahrer 
dritter Claſſe mit je 1100 fl. Gehalt und 360 fl. Quartiergeld; 6 Pfänderver⸗ 


wahrer vierter Claſſe mit je 1000 fl. Gehalt und 360 fl. Quartiergeld; 1 Proto⸗ 


kolliſt erſter Claſſe mit 900 fl. Gehalt und 300 fl. Quartiergeld; 12 Protokolliſten 
zweiter Claſſe mit je 800 fl. Gehalt und 300 fl. Quartiergeld; 8 Journaliſten 
mit je 700 fl. Gehalt und 240 fl. Quartiergeld, bis 10. December. (Amtsbl. 
Nr. 255.) 

Bezirksſecretärsſtelle bei den politiſchen Behörden in Steiermark in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 8. December. (Amtsbl. Nr. 259.) 

Eine Statthaltereiſecretärsſtelle und eine Bezirkscommiſſärsſtelle in Böh⸗ 
men, bis 22. November. (Amtsbl. Nr. 261.) 


BER” Hiezu als Beilage: Bogen 27 der Erkennt⸗ 


Aenderungen im Fahrpoſt⸗Tarife „Türkei“. H. M. Z. 28.264. 6. Auguſt. niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 1 
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